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Zunächst ohne große Beachtung hat die Bundesregierung im Jahressteuergesetz 2022 nun vorgesehen, dass das Bewertungs-

verfahren zum Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer an die Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) 2021

bzw. an die aktuellen Marktverhältnisse angepasst wird. In dieser Verordnung werden seit 2021 die ansonsten verstreut und

nicht bundeseinheitlich geregelten Vorgaben zur Ermittlung von Verkehrswerten und Bodenrichtwerten einheitlich zusammen-

gefasst. Da sich die Immobilienpreise in den letzten Jahren stetig nach oben entwickelt haben, war aus Sicht der Bundesregie-

rung eine Anpassung der ImmoWertV 2021 notwendig. Die Expertenmeinungen zur Auswirkung sind uneinheitlich. Die einen

gehen davon aus, dass sich nicht viel tun wird, während andere davon ausgehen, dass sich die erbschaft- und schenkungsteuer-

lichen Werte durchaus um 20%–30% bzw. sogar um 50% (Antrag der Fraktion der CDU/CSU – Drs. 20/4674) für Wohnungen,

Häuser und Grundstücke erhöhen könnten. Die erbschaft- und schenkungsteuerlichen Freibeträge wurden dabei nicht ange-

passt. Dies hat die CDU/CSU-Fraktion dazu veranlasst, einen Antrag in den deutschen Bundestag einzubringen, mit dem die Er-

höhung der Erbschaftsteuer „durch die Hintertür“ dadurch vermieden werden soll, indem auch die Freibeträge erhöht werden.

Aber auch einen Verzicht auf die Änderung der ImmoWertV 2021 bringt die CDU/CSU-Fraktion ins Spiel. Mal sehen, wie es wei-

tergeht.

Entscheidungen

EuGH: Nationale Regelung, die den Organ-

träger der Mehrwertsteuergruppe zum ein-

zigen Steuerpflichtigen bestimmt – Begriff

enge finanzielle Verbindung

1. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richt-

linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der

Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern – Ge-

meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche

steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der

durch die Richtlinie 2000/65/EG des Rates vom

17. Oktober 2000 geänderten Fassung ist dahin

auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat nicht

verwehrt, zum einzigen Steuerpflichtigen einer

Gruppe von Personen, die zwar rechtlich unab-

hängig, aber durch gegenseitige finanzielle,

wirtschaftliche und organisatorische Beziehun-

gen eng miteinander verbunden sind, den Or-

ganträger dieser Gruppe zu bestimmen, wenn

dieser in der Lage ist, seinen Willen bei den an-

deren Mitgliedern dieser Gruppe durchzusetzen,

und unter der Voraussetzung, dass diese Bestim-

mung nicht zur Gefahr von Steuerverlusten

führt.

2. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richt-

linie 77/388 in der durch die Richtlinie 2000/65

geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass

er einer nationalen Regelung entgegensteht, die

die Möglichkeit einer Einheit, mit dem Unter-

nehmen des Organträgers eine Gruppe von Per-

sonen, die zwar rechtlich unabhängig, aber

durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftliche

und organisatorische Beziehungen eng mitein-

ander verbunden sind, zu bilden, an die Bedin-

gung knüpft, dass der Organträger zusätzlich zu

einer Mehrheitsbeteiligung an dieser Einheit

über eine Stimmrechtsmehrheit bei ihr verfügt.

3. Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Sechsten Richt-

linie 77/388 in der durch die Richtlinie 2000/65

geänderten Fassung ist in Verbindung mit Art. 4

Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388 in geän-

derter Fassung dahin auszulegen, dass er es ei-

nem Mitgliedstaat nicht gestattet, Einheiten im

Wege der Typisierung als nicht selbständig anzu-

sehen, wenn sie finanziell, wirtschaftlich und or-

ganisatorisch in den Organträger einer Gruppe

von Personen, die zwar rechtlich unabhängig,

aber durch gegenseitige finanzielle, wirtschaftli-

che und organisatorische Beziehungen eng mit-

einander verbunden sind, eingegliedert sind.
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EuGH: Sorgfaltspflicht des Steuerpflichti-

gen – Art. 47 Charta der Grundrechte der Eu-

ropäischen Union – Recht auf ein faires Ver-

fahren

1. Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom

28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen,

dass

– sie, wenn die Steuerbehörde einem Steuer-

pflichtigen das Recht auf Vorsteuerabzug mit

der Begründung zu versagen beabsichtigt,

dass der Steuerpflichtige an einer Mehrwert-

steuerhinterziehung in Form eines Mehrwert-

steuerkarussells beteiligt gewesen sei, dem

entgegensteht, dass sich die Steuerbehörde

auf die Feststellung beschränkt, dass dieser

Umsatz Teil von Karussellfakturierungen sei,

– es der Steuerbehörde obliegt, zum einen die

Tatbestandsmerkmale der Steuerhinterzie-

hung genau zu bestimmen und die betrügeri-

schen Handlungen nachzuweisen und zum

anderen zu belegen, dass der Steuerpflichtige

aktiv an dieser Steuerhinterziehung beteiligt

war oder dass er wusste oder hätte wissen

müssen, dass der zur Begründung des Ab-

zugsrechts geltend gemachte Umsatz in diese

Hinterziehung einbezogen war, was jedoch

nicht notwendigerweise bedeutet, dass alle

an der Steuerhinterziehung beteiligten Akteu-

re sowie deren jeweilige Handlungen anzuge-

ben wären.

2. Die Richtlinie 2006/112 ist dahin auszulegen,

dass

– sie, wenn die Steuerbehörde eine aktive Beteili-

gung des Steuerpflichtigen an einer Mehrwert-

steuerhinterziehung anführt, um das Recht auf

Vorsteuerabzug zu versagen, dem nicht entge-

gensteht, dass sich die Steuerbehörde dabei,

ergänzend oder hilfsweise, auf Beweise stützt,

die nicht eine solche Beteiligung, sondern den

Umstand belegen, dass der Steuerpflichtige bei

Aufbietung aller gebotenen Sorgfalt hätte wis-

sen können, dass der betreffende Umsatz in

eine solche Hinterziehung einbezogenwar,

– der bloße Umstand, dass sich die Mitglieder

der Lieferkette, zu der dieser Umsatz gehört,

kannten, für die Feststellung der Beteiligung

des Steuerpflichtigen an der Steuerhinterzie-

hung nicht ausreicht.

3. Die Richtlinie 2006/112 in Verbindung mit

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist da-

hin auszulegen, dass

– sie bei Vorliegen von Anhaltspunkten für Unre-

gelmäßigkeiten oder eine Steuerhinterziehung

dem nicht entgegensteht, dass vom Steuer-

pflichtigen verlangt wird, sich mit erhöhter

Sorgfalt zu vergewissern, dass der von ihm ge-

tätigte Umsatz nicht zu seiner Beteiligung an

einer Steuerhinterziehung führt,

– von ihm jedoch nicht verlangt werden kann,

dass er komplexe und umfassende Überprü-

fungen durchführt, wie sie von der Steuerver-

waltung vorgenommen werden können, und

– es Sache des nationalen Gerichts ist, zu beur-

teilen, ob der Steuerpflichtige in Anbetracht

aller Umstände des Einzelfalls hinreichend

sorgfältig gehandelt und die Maßnahmen er-

griffen hat, die von ihm unter diesen Umstän-

den vernünftigerweise verlangt werden kön-

nen.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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